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Für Inhalt und Verteilung der Kieler Arbeitspapiere ist der
jeweilige Autor allein verantwortlich, nicht das Institut.
Da es sich um Manuskripte in einer vorläufigen Fassung
handelt, wird gebeten, sich mit Anregung und Kritik direkt
an den Autor zu wenden und etwaige Zitate vorher mit ihm
abzustimmen.- 2 -
I. Einführung
Die siebziger Jahre stellen in der Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland einen der wichtigsten Wendepunkte dar. Sie haben
nicht nur das außenpolitische Handeln und die internationale
Stellung der Bundesrepublik beeinflußt, sondern prägten auch die
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und
ihren östlichen Nachbarn. Mit den außen- und deutschlandpoliti-
schen Grundsatzentscheidungen des Jahres 1970 vollzog die Bundes-
republik Deutschland eine Wende in ihrer Ostpolitik. Mit der
Aufnahme der diplomatischen Beziehungen mit den Staaten Ostmit-
teleuropas öffneten sich für den westdeutschen Staat neue politi-
sche und vor allem wirtschaftliche Möglichkeiten, die die deut-
schen Unternehmen im Verlauf der darauffolgenden beinahe zwei
Jahrzehnten zumindest teilweise zu nutzen wußten.
Ziel dieses Beitrages ist es, die wirtschaftliche Bedeutung der
Ostorientierung der Bundesrepublik wie auch ihre Veränderungen im
Laufe der Zeit darzustellen. Der Aufbau der Arbeit ist wie folgt:
Im Kapitel II wird ein kurzer Abriß wichtigster politischer
Ereignisse im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und den
Staaten Osteuropas wiedergegeben; im Kapitel III werden die
einzelnen Phasen der wirtschaftlichen Beziehungen der Bundes-
republik mit europäischen RGW-Staaten seit 1970 dargestellt; im
Kapitel IV schließlich wird versucht, aufgrund der Erfahrungen
der Jahre 1970-1988 eine Beurteilung der Perspektiven des deut-
schen Osthandels in der Ära der Perestrojka abzugeben.
II. Politische Rahmenbedingungen 1970-1988
Die politischen Rahmenbedingungen der frühen siebziger Jahre sind
durch die in Folge der Bundestagswahl im September 1969 möglich
gewordene sozial-liberale Koalition entscheidend geprägt worden.
Zu den hier untersuchten Ländern zählen die europäischen
Mitgliedstaaten des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe
(RGW). Dies sind im einzelnen: Bulgarien, die CSSR, die DDR,
Polen, Rumänien, die UdSSR und Ungarn, im folgenden als RGW(7)
bzw. RGW bezeichnet. Der Term RGW(6) bezieht sich auf die
genannten Länder ohne die UdSSR, während der Begriff RGW(5) die
RGW-Staaten ohne die DDR und die UdSSR umfaßt.- 3 -
Als der Vorsitzende der SPD und Außenminister der "Großen Koali-
tion", Willy Brandt, am 21. Oktober 1969 zum Bundeskanzler
gewählt wurde, haben wohl wenige die Geschwindigkeit der
bevorstehenden Wende in der Außenpolitik geahnt. Die "neue
Ostpolitik" sollte innerhalb des kommenden Jahres mit
unerwartetem Durchbruch überraschen und zu einem der wichtigsten
politischen Themen der nächsten drei Jahre werden.
Zu den Höhepunkten der ersten Phase der "neuen Ostpolitik"
gehörten der Moskauer Vertrag vom 12.8.1970, der Warschauer
Vertrag vom 7.12.1970 und der Grundlagenvertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der DDR vom 21.12.1972. Diese
Phase der politischen Öffnung der Bundesrepublik Deutschland nach
dem Osten ist im Dezember 1973 mit der Aufnahme der diplomati-
schen Beziehungen mit Bulgarien, der Tschechoslowakei und Ungarn
endgültig abgeschlossen worden.
Von der Normalisierung der politischen Beziehungen der Bundesre-
publik mit den einzelnen sozialistischen Ländern wurden auch
verbesserte wirtschaftliche Beziehungen erwartet. Diese Verbesse-
rung erfolgte manchmal sogar schon vor der eigentlichen politi-
schen Normalisierung, so geschehen z.B. im Fall Polens, wo ein
Abkommen über Warenverkehr und wirtschaftliche Zusammenarbeit
bereits im Juni 1970, also ein halbes Jahr vor dem Warschauer
Vertrag, unterzeichnet wurde.
Die zweite Phase der deutschen Ostpolitik ist wohl 1975 durch die
Helsinki-Konferenz (Unterzeichnung der KSZE-Schlußakte) und die
am Rande stattfindenden Gespräche des Bundeskanzlers Helmut
Schmidt mit höchsten Vertretern der osteuropäischen Staaten
eingeleitet. Nach außen hin wurde sie u.a. in Gestalt des soge-
nannten Jumbo-Kredits sichtbar, der zu äußerst günstigen Kondi-
tionen an Polen gewährt wurde. In dieser Zeit wurden auch eine
Der Zinssatz betrug 2,5 vH, die Laufzeit 25 Jahre bei fünf
tilgungsfreien Jahren und die Gesamtsumme 1 Mrd. DM (PISM,
1987, S. 93 ff.). Der Jumbo-Kredit wurde ausdrücklich als Teil
eines politischen Pakets betrachtet (Abgeltung einiger Wieder-
gutmachungsforderungen) und darf daher nicht ohne weiteres als
ein subventioniertes Exportkredit gewertet werden, obwohl seine
wirtschaftliche Komponente außer Zweifel ist.- 4 -
Reihe von Kooperationsverträgen zwischen der Bundesrepublik und
den einzelnen Ländern Osteuropas abgeschlossen. Sie alle sollen
helfen, das Tempo der Expansion des gegenseitigen Handelsaustau-
sches aus der ersten Hälfte der siebziger Jahre auch in Zukunft
aufrechtzuerhalten und für neue Qualität zu sorgen.
Die dritte Phase der "neuen Ostpolitik" in den Jahren 1980-1982
stand eindeutig unter dem Zeichen des Krisenmanagements. Das nach
dem sowjetischen Einmarsch in Afghanistan im Dezember 1979 für
alle sichtbare Scheitern der Detente-Politik beeinflußte zwei-
felsohne auch die stark politisierten Wirtschaftsbeziehungen
zwischen Ost und West. Hinzu kam, daß Polen und Rumänien im Laufe
des Jahres 1981 praktisch zahlungsunfähig geworden sind, was die
Schuldenkrise mit auslöste (Zloch-Christy, 1987, S. 109 ff.). Vor
der Unterbrechung des Schuldendienstes durch Polen konnte nicht
einmal eine wohl beispiellose Aktion Bonns retten, das im Sommer
1980 die deutschen Privatbanken mit "sanftem politischen Druck"
(Link, 1987, S. 308) zur Gewährung eines 1,2 Mrd. DM Kredits
bewegte. Der Versuch, die Ost-West- und insbesondere die deutsch-
deutschen Beziehungen nochmal zu beleben, schlugen fehl. Das
erwartungsbeladene Treffen zwischen Helmut Schmidt und Erich
Honecker am 11.-13. Dezember 1981 am Werbellinsee endete ergeb-
nislos. Es wurde zudem von der Einführung des Kriegsrechts in
Polen am 13. Dezember überschattet. Das Jahr 1982 zeichnete sich
durch ein frostiges politisches Klima aus und war, so schien es,
meilenweit von den hoffnungsvollen Erwartungen des Jahres 1970
entfernt.
Die vierte Phase der westdeutschen Ostpolitik wurde durch die
Bonner Wende im Oktober 1982 eingeleitet und durch die behutsame
Kontinuität geprägt. Sie gewann nach dem Machteintritt Michail
Gorbatschows an Schwung, zu ihren bisherigen Höhepunkten wurden
der Honecker-Besuch in der Bundesrepublik 1987 und der Besuch des
Bundeskanzlers Helmut Kohl in Moskau im September 1988. Zu dieser
Phase gehört zweifelsohne auch der DDR-Milliarden-Kredit aus dem
Jahre 1983, der auf Betreiben des damaligen CSU-Vorsitzenden
Franz Josef Strauß zustande kam und der sehr gut die praktische
Anwendung der "Politik der Schadensbegrenzung" illustrierte.- 5 -
III. Wirtschaftsbeziehungen der Bundesrepublik Deutschland zu den
sozialistischen Staaten Osteuropas
1. Euphoriephase 1970-1975
Das Jahrzehnt begann eindrucksvoll mit dem ersten, milliarden-
schweren Erdgas-Röhren-Geschäft, das bereits 1970 zwischen der
Sowjetunion und einer Reihe westdeutscher Unternehmen abgeschlos-
sen wurde. Mit dem Abschluß der Ostverträge, die den von der
Wirtschaft schon längst geforderten "politischen Schub" in den
deutschen Osthandel brachten (Handelsblatt, 1970), eröffneten
sich neue Perspektiven für die Wirtschaftsbeziehungen zu den
östlichen Nachbarn der Bundesrepublik. Die Erwartungen waren um
so höher, wenn man bedenkt, welches Potential die europäischen
RGW-Länder in den Augen zahlreicher Unternehmen darstellte.
Besonders phantasieanregend wirkte die Vorstellung von einem
aufnahmefähigen Markt, der mit beinahe 350 Mill. Konsumenten um
etwa 10 vH die Bevölkerungszahl der westeuropäischen Länder
überstieg, dessen Anteil am Außenhandel der OECD-Staaten aber im
Jahre 1965 lediglich bei 3 vH lag'.
Die ersten Jahre nach 1970 schienen diese optimistischen Erwar-
tungen zu bestätigen. Die Exporte aller OECD-Länder in die
europäischen RGW-Staaten stiegen von 6,4 Mrd. US-$ im Jahr 1970
auf fast 26 Mrd. US-$ fünf Jahre später. Ähnlich verhielt es sich
mit den RGW-Exporten in die OECD-Länder, die im Zeitraum von 1970
bis 1975 von 6 Mrd. US-$ auf 17,7 Mrd. US-$ angestiegen sind. Die
Die mit dem Osthandel verknüpften Erwartungen sind in der
Bundesrepublik weit größer als in anderen westlichen Ländern
gewesen. Dies beruhte nicht nur auf der Tatsache, daß bereits
Mitte der sechziger Jahre die Osthandelsverflechtung der
Bundesrepublik weit stärker war als die der meisten OECD-Länder
und daß auch die westdeutschen Unternehmen eine dominierende
Rolle in der Außenhandelsverflechtung der RGW-Staaten einnahmen
(Tabelle A3). Eine wichtige Rolle spielten auch die Erfahrungen
der Zwischenkriegszeit, als noch Mitte der dreißiger Jahre der
Anteil des Handels mit Bulgarien, Danzig, Estland, Lettland,
Litauen, Polen, Rumänien, der Sowjetunion, Tschechoslowakei und
Ungarn etwa 15 vH des deutschen Außenhandels ausmachte
(Statistisches Reichsamt, 1937).- 6 -
durchschnittlichen jährlichen Zuwachsraten lagen damit entspre-
chend bei 32 vH und 24 vH. Nicht nur die Werte der Ein- und
Ausfuhren sondern auch aussagefähigere Indikatoren wie z.B.
Marktanteile bestätigen diese Tendenz (Tabelle AI, A2). So
konnten die RGW-Staaten ihre Position sowohl als Lieferanten als
auch als Importeure der OECD-Erzeugnisse ausbauen und erhöhten
ihre Marktanteile im Jahre 1975 auf 3 vH respektive 4,6 vH.
Erwartungsgemäß war die Bedeutung des Osthandels für die west-
deutsche Wirtschaft viel größer. Der Wert der Ostexporte stieg
zwischen 1970 und 1975 von 7 auf fast 20 Mrd. DM, und der Anteil
der Ostexporte an den Gesamtausfuhren der Bundesrepublik
erreichte 1975 eine Rekordhöhe von 8,8 vH (Tabelle 1). Der
Aufschwung erfaßte dabei fast alle RGW-Länder, wobei zwei Sonder-
entwicklungen hervorzuheben wären: Der Anteil der innerdeutschen
Ausfuhren blieb beinahe konstant und wies sogar eine leicht





















































Quelle: Statistisches Bundesamt a,b; eigene Berechnungen.- 7 -
rückläufige Tendenz auf; der Anteil der Sowjetunion stieg dagegen
um mehr als das zweieinhalbfache.
Auch die Einfuhren der Bundesrepublik aus den osteuropäischen
Staaten nahmen in den Jahren 1970-1975 kräftig zu und überschrit-
ten 11 Mrd. DM (Tabelle 2). Hier jedoch von einem Durchbruch der
sozialistischen Exporteure zu sprechen wäre fehl am Platz. Die
kleineren RGW-Staaten konnten ihre Position am westdeutschen
Markt (gemessen an Marktanteilen) nach vorübergehenden Steige-
rungen ungefähr auf dem 1970er-Niveau stabilisieren. Der insge-
samt verhaltene Anstieg der osteuropäischen Marktanteile geht
vollständig auf die wachsenden sowjetischen Lieferungen zurück,
verursacht durch die steigenden Rohölpreise.
Die insgesamt guten Ergebnisse, die im Osthandel und besonders in
Ostexporten der Bundesrepublik in der ersten Hälfte der siebziger
Jahre erreicht wurden, schienen optimistische Aussichten für die





























































Quelle: Statistisches Bundesamt a,b; eigene Berechnungen.- 8 -
kommenden Jahre zu verheißen. Verstärkt wurden diese Erwartungen
durch zwei wichtige Ereignisse. Das erste Ereignis war der Besuch
von Leonid Breschnew in der Bundesrepublik Deutschland im Mai
1973. Während seines Bonner Aufenthalts hat er die westdeutsche
Wirtschaft mit einem beinahe visionären Angebot der gemeinsamen
Wirtschaftskooperation überrascht (Der Spiegel, 1973; Wirt-
schaftswoche, 1973). Er hat Großprojekte im Wert von zig Milliar-
den D-Mark bei der Ausbeutung der Bodenschätze Sibiriens ins
Gespräch gebracht. Verhandlungen über den Bau von sechs Atom-
kraftwerken in der Sowjetunion durch deutsche Firmen wurden
aufgenommen. Die Errichtung dieser Kraftwerke soll mit Stromver-
bund und Energielieferungen in die Bundesrepublik verknüpft
werden. Die Salzgitter AG bekam den Zuschlag für den Bau eines
riesigen Stahlkombinats in der Nähe von Kursk. Auch die Unterneh-
men der Großchemie und Elektrotechnik engagierten sich zunehmend
im Ostgeschäft.
Als zweites herausragendes Ereignis ist der ölpreisschock von
1973/74 zu betrachten. Die explosionsartige Erhöhung der Rohöl-
preise im Laufe des Jahres 1973 bewirkte zunehmendes Interesse an
deutsch-sowjetischer Zusammenarbeit in der Energiewirtschaft.
Bereits im Oktober 1973 sprach sich der damalige Vorsitzende des
Ostausschusses der deutschen Wirtschaft, Otto Wolff von
Amerongen, für die langfristigen Energielieferungen aus der
Sowjetunion aus (Handelsblatt, 1973). Das Interesse an der
Sicherung der Rohstoffbasis hat sich im Laufe des Jahres 1974
noch verstärkt, zahlreiche Manager sahen in ihr^m Engagement im
sowjetischen Osten bereits das große Geschäft für die nächste
Dekade (Wirtschaftswoche, 1974). Man schrieb schon vom "Boom im
Rußlandhandel" (Deutsche Sparkassenzeitung, 1974).
Die Expansion der Ostexporte blieb auch beschäftigungspolitisch
nicht ohne Wirkung, was angesichts der Rezession der Jahre
1974/1975 zusätzlich an Bedeutung gewann. Für Industriebetriebe
einiger Branchen haben die RGW-Länder als Absatzmarkt 1975
bereits erhebliche Bedeutung erlangt, was sich auch an der Zahl
der in Ostexporte involvierten Arbeitskräfte niederschlug (Tabel-
le 3) .Tabelle 3 - Die Bedeutung des Osthandels für die ausgewählten
Industriezweige der Bundesrepublik Deutschland 1975
Industriegruppe
bzw. -zweig

























































"europäische RGW-Länder ohne DDR. - direkter und indirekter
(Vorleistungen) Beschäftigungseffekt.
Quelle: Bethkenhagen 1977; eigene Berechnungen.
So erreichte der Anteil der Ostexporte (ohne die DDR) in einigen
Branchen fast ein Viertel der gesamten Auslandumsätze. Der sich
daraus ergebende Beschäftigungseffekt war 1975 auf etwa 320.000
Arbeitsplätze geschätzt. Damit hat sich die Zahl der von Ostex-
porten abhängigen Arbeitsplätze von 1970 bis 1975 mehr als
verdoppelt. Die Bedeutung des Osthandels für den Beschäftigungs-
stand einiger Branchen bleibt ohne Zweifel, trotzdem kann man in
der gesamtwirtschaftlichen Betrachtung von keiner herausragenden
beschäftigungspolitischen Rolle der Ostexporte sprechen, da ihr- 10 -
Anteil an der Gesamtbeschäftigung auch 1975 die Marke von 1,5 vH
nicht überstieg.
Mit der steigenden Bedeutung des Ostgeschäfts im westdeutschen
Wirtschaftsleben, wuchs auch die Zahl der deutschen Unternehmen,
die die RGW-Staaten als Handelspartner entdeckten. So beteiligten
sich 1975 etwa 1500 bundesdeutsche Firmen allein am Handel mit
der Sowjetunion (Wirtschaftswoche, 1975). Ein kleiner Teil davon
betrieb Kooperationsprojekte mit Partnerunternehmen aus den
Ostblockstaaten. Oberhaupt, das Wort Kooperation wurde in der
ersten Hälfte der siebziger Jahre zur Zauberformel in der system-
übergreifenden Wirtschaftspolitik. Kooperation umfaßte dabei
verschiedenartige Formen der betrieblichen Zusammenarbeit, von
der Lieferung kompletter Industrieanlagen, über die Nutzung
gemeinsamer Absatzwege bis zu gemeinsamen Projekten in den
Drittländern.
Zahlreiche Wissenschaftler aus den RGW-Ländern betrachteten die
Kooperation als wahre Zukunftsform der Zusammenarbeit zwischen
Ost und West (z.B. Andreew, 1974; Knyziak, 1974) und sahen in ihr
den wichtigen Weg zur Übertragung der technischen und wissen-
schaftlichen Errungenschaften in die RGW-Staaten. Zudem schienen
die Kooperationsverträge am besten kompatibel zu sein zu den
schwerfälligen Planungsverfahren in sozialistischen Wirtschaften
(Nussbaumer, 1978). Sie ermöglichten doch eine langfristige
Planung des Außenhandels, da sie in der Regel verbindliche
Zusagen der westlichen Firmen über Lieferungen und Absatz der
Produkte enthielten. Für die Planungsbehörden bedeutete das eine
bedeutend stabilere Grundlage für die künftigen Entscheidungen im
Vergleich zum "Chaos" des traditionellen Ost-West-Handels.
Neben den "echten" Kooperationsprojekten entstanden in den frühen
siebziger Jahren auch die ersten "Joint ventures" (Lebkowski,
Monkiewicz, 1986) . Bereits 1971 ermöglichte Rumänien die Grün-
Wie man sieht, gehört das "Joint venture"-System nicht zu den
Entdeckungen der Gorbatschow-Ära, sondern ist eher das Über-
bleibsel der Euphorie-Phase der Detente-Politik.- 11 -
düng von gemeinsamen Unternehmen, gefolgt 1972 von Ungarn. Die
ersten realisierten Projekte kamen 1973 bzw. 1974 zustande. Es
ist hervorzuheben, daß auch hier die bundesdeutschen Unternehmen
(Renk AG; Siemens AG) zu den Vorreitern gehörten.
Die Situation im Bereich des Ost-West-Handels konnte Ende 1975
aus deutscher Sicht als äußerst zufriedenstellend bezeichnet
werden. Die Exporte nahmen immer noch zu, über die Kooperations-
projekte mit der UdSSR schien die Rohstoffversorgung der Bundes-
republik auf Jahrzehnte hinaus gesichert zu werden. Es wurden
sogar Prognosen aufgestellt, die bis 1980 eine Vervierfachung der
bundesdeutschen Exporte in die UdSSR auf etwa 27 Mrd. DM voraus-
sagten (Collit, 1975). Die exportorientierten deutschen Unterneh-
men betrachteten den Osthandel immer stärker als einen Stabili-
täts- und Ausgleichsfaktor angesichts der Schwankungen der
Exportaufträge auf den übrigen Märkten (Deutsche Buhdesbank, a).
Die Ziele des Osthandels , so wie sie in einem im Herbst 1972
veröffentlichten Gutachten des Bundesministeriums für Wirtschaft
und Finanzen formuliert wurden (Jahnke, Lucas, 1972), schienen
bereits nach drei Jahren erreicht und sogar übertroffen zu
werden.
2. Ernüchterung und Krisenmanagement 1976-1982
Das Jahr 1976 brachte eine Wende im Ost-West-Handel. Zwar hielt
der Anstieg der westlichen Exporte in die osteuropäischen Länder
weiterhin an, aber zum ersten Mal seit 1970 waren die Zuwachsra-
ten geringer als die der übrigen Exporte.
Infolge dessen sank die Bedeutung der Ostexporte der OECD-Staa-
ten, in Marktanteilen gemessen, von 4,6 vH 1975 auf 3,1 vH im
Zu den vorrangigen Zielen wurden die Sicherung der Rohstoffver-
sorgung der Bundesrepublik, die Ausnutzung der stabilisierenden
und antizyklischen Einflüsse aus dem Osten und Förderung des
"wahren" Wettbewerbs mit Hilfe der Öffnung den RGW-Staaten
gegenüber (kein "verfälschter" Wettbewerb wie im Westen der
multinationalen Konzerne) ernannt.- 12 -
Jahre 1982 (Tabelle AI). Auch die osteuropäischen Exporte stießen
auf Schwierigkeiten und begannen sogar im Fall der kleineren
RGW-Länder zu sinken (Tabelle A2). Die sozialistischen Länder als
ganze Gruppe betrachtet konnten ihre Marktanteile nur noch dank
der sowjetischen Rohstofflieferungen im Laufe der Jahre 1976-1982
leicht erhöhen.
Eine ähnliche Entwicklung konnte man zur gleichen Zeit im Handel
der Bundesrepublik Deutschland mit europäischen RGW-Staaten
beobachten. Der Wert der deutschen Ausfuhren stagnierte bis Ende
der siebziger Jahre, und 1977 sank er sogar. Die Anteile der
Ostexporte an den Gesamtexporten der Bundesrepublik begannen 1976
ebenfalls zu sinken. Der Trend hielt bis zum Ende des Untersu-
chungszeitraums an und umfaßte alle Länder. So lagen die Anteile
der Exporte in die RGW(6)-Länder im Jahre 1982 etwa 39 vH unter
dem höchsten Niveau des Jahres 1975. Die Ausfuhren in die DDR
verringerten sich im gleichen Zeitraum um ca. 12 vH (wieder in
Marktanteilen gemessen), und die in die UdSSR sogar um 42 vH.





















































Quelle: Statistisches Bundesamt a,b; eigene Berechnungen,
Die bereits erwähnten Erwartungen, die von einer Expansion im
Rußlandhandel ausgingen, wurden arg enttäuscht. Statt einer- 13 -
Vervierfachung deutscher Ausfuhren in die Sojetunion von 1975 bis
1980 gelang es lediglich die Erhöhung der deutschen Exporte um
ganze 14 vH. Mit knappen 8 Mrd. DM waren sie weit von der ange-
peilten Zielmarke von 27 Mrd. DM entfernt.
Nicht viel anders war es um die RGW-Exporte in die Bundesrepublik
bestellt. Die RGW(6)-Staaten konnten ihre 1975er Marktanteile in
der Bundesrepublik nur im Jahre 1976 halten. In den anschließen-
den Jahren gingen ihre Marktanteile ständig zurück und lagen 1982
etwa 12 vH unter den Höchstständen der Mitte des Jahrzehnts
(Tabelle 5).





















































Quelle: Statistisches Bundesamt a,b; eigene Berechnungen.
Demgegenüber konnte die Sowjetunion ihre Ausfuhren in die Bundes-
republik noch steigern. Eine entscheidende Rolle spielte dabei
die meiste Zeit die erste ölpreisexplosion des Jahres 1973, die
Auswirkungen des zweiten ölpreisschocks wurden erst Anfang der
achtziger Jahre sichtbar. Am Ende des Untersuchungszeitraums
lagen die sowjetischen Marktanteile bei 3 vH und damit über 50 vH
über dem Niveau des Jahres 1975.
Gerade die Entwicklung der Exporte der Staatshandeisländer in die
Bundesrepublik mußte überraschen, da sie im eklatanten Wider-- 14 -
spruch zu den Erfahrungen der ersten Hälfte der siebziger Jahre
stand. Damals konnte man Veränderungen im Grundmuster der inter-
nationalen Arbeitsteilung zwischen der Bundesrepublik und den
Staatshandelsländern beobachten, die erwarten ließen, daß sie
auch in späteren Jahren gelten können. Die RGW-Staaten wurden
nach 1970 zu erfolgreichen Anbietern auf den westdeutschen
Industriewarenmärkten, und dies verdankten sie der erfolgreichen
Umstrukturierung ihrer Exporte wie auch der wachsenden ökonomi-
schen Rationalität in ihrer Außenhandelspolitik (Weiss, Wolter,
1977; Weiss, 1983).
Dieser an sich erfolgreiche Aufholprozeß erlitt nach 1976 einen
sichtbaren Bruch. Gründe dafür muß man in der Eigenart der ersten
Hälfte der siebziger Jahre suchen, nämlich im kreditfinanzierten
Außenhandel mit dem Westen, der regelmäßige Technologie- und
Versorgungsimporte ermöglichte. Es ist schon erwähnt worden, daß
nach der ersten Ölkrise zahlreiche deutsche Unternehmen begannen,
den Osthandel als stabilisierendes Element zu betrachten. Sie
waren daher bereit, ihre Ausfuhren in die RGW-Länder mit großzü-
gigen Finanzierungshilfen zu koppeln, wohlwissend, daß ihre
europäischen Mitwettbewerber mit großzügigen staatlich subventio-
nierten Exportkrediten ausgestattet waren . Die Höhe der Export-
kredite, die alleine von bundesdeutschen Nichtbanken den ost-
europäischen Partnern gewährt wurden, kann Mitte 1977 auf etwa 10
Mrd.DM geschätzt werden.
Diese erhöhte Bereitschaft der deutschen Unternehmen, ihre
Geschäftsverbindungen mit dem Osten auch in den wirtschaftlich
Die Bundesregierung beteuerte mehrmals, daß sie weder staatli-
che Kredite noch Zinszuschüsse zur Finanzierung des Osthandels
zur Verfügung stellt, anders als einige andere OECD-Länder. Als
einziges Instrument der Exportförderung wurde die Versicherung
der Exportrisiken genannt, die über die Hermes-Versicherung
abgewickelt wurden. Der Anteil aller Staatshandelsländer an dem
Gesamtvolumen der staatlichen Bürgschaften erreichte mit 27 vH
im Jahre 1974 seinen höchsten Stand, seitdem sank er kontinu-
ierlich auf etwa 18 vH Ende 1981. Das Zurückgehen des Anteils
sozialistischer Länder an Bundesbürgschaften ging zum Teil auf
die schwierige Finanzlage Osteuropas zurück, zum Teil aber auch
auf den Anstieg der Bürgschaften in die arabischen Länder
(BMWi, 1978,1982).- 15 -
schwierigeren Zeiten aufrechtzuerhalten, wurde von westdeutschen
Geschäftsbanken unterstützt. Sie sahen in der Kreditvergabe an
sozialistische Länder eine Lösung ihres Petrodollar-Recycling-
Problems. Man darf auch nicht vergessen, daß die RGW-Staaten
Anfang der siebziger Jahre über ein ausgezeichnetes Standing auf
den internationalen Finanzmärkten verfügten. Hinzu kam der
weitverbreitete Glaube an die sogenannte Regenschirmtheorie , der
die etwaigen Bedenken gegen einzelne Kreditunternehmen verringern
ließ.
Infolge dessen kam es zu einem starken Engagement der deutschen
Kreditinstitute in den Ländern Osteuropas. Besonders markant ist
die Vervierfachung der Verschuldung Osteuropas (ohne die DDR)
gegenüber westdeutschen Banken in den Jahren 1973-1977 (Tabel-
le 6). Dabei berücksichtigen die in der Tabelle 6 dargestellten
Daten lediglich Ausleihungen der inländischen Kreditinstitute.
Ihre Auslandsfilialen und Auslandstöchter blieben in der Stati-
stik der Jahre 1971-1982 unberücksichtigt. Erst für die jüngste
Zeit liegen entsprechende Daten vor, die zu zeigen scheinen, daß
das wirkliche Engagement der deutschen Banken noch um zumindest
50 vH höher liegt (Tabelle 10).
Eine ähnliche Tendenz zeichnete sich in den Kreditbeziehungen der
sozialistischen Staaten mit dem Westen insgesamt ab. Alleine in
den Jahren 1973-1977 wuchs die Nettoverschuldung der sieben
osteuropäischen RGW-Staaten (also inklusive der DDR) um das
viereinhalbfache von 10,6 Mrd. US-$ auf 48,2 Mrd. US-$ (Tabelle
A4). Die Zunahme der Verschuldung ging einher mit den steigenden
Schuldendienstbelastungen und die Staatshandelsländer waren
offensichtlich nicht in der Lage, darauf mit einer Zunahme der
Exporte zu antworten. Das Ausmaß der Veränderungen in der Schul-
dendienstbelastung einzelner Länder gibt Tabelle 7 wieder.
Nach der Regenschirmtheorie soll die Sowjetunion im Falle einer
etwaigen Zahlungsunfähigkeit eines der sozialistischen Länder
für seine Schulden geradestehen, um eine formelle Zahlungsunfä-
higkeitserklärung zu vermeiden. Diese Theorie erwies sich nach
1982 als reines Wunschdenken.- 16 -
Sehr auffallend ist dabei, daß während 1972 die Schuldendienst-
quote lediglich zweier Länder die 25 vH Marke erreicht oder
überschritten haben, es 1977 bereits fünf der sieben Länder
waren, die eine höhere Schuldendienstquote zu verzeichnen hatten.






























































Nur bei inländischen Kreditinstituten, ohne Auslandsfilialen und
-töchtern. - Verbindlichkeiten gegenüber den westdeutschen
Kreditinstituten minus Forderungen. - ohne DDR. - geschätzt.
Quelle: Deutsche Bundesbank a,b; eigene Berechnungen.
Die zunehmende Verschuldung dieser Länder ging «iabei nicht mit
der effizienten Allokation der kreditfinanzierten Importe einher.
Es zeigte sich hier ein besonders krasser Gegensatz zu den
ostasiatischen Ländern, die eine vermehrte Kreditaufnahme im
Westen zur Entwicklung exportorientierter Wirtschaftszweige
Es gilt in Bankkreisen als Faustregel, daß die Schuldendienst-
quote 25 vH der jeweiligen Jahresexporte nicht übersteigen
soll.- 17 -
















































Alle Zins- und Tilgungszahlungen in vH der Exporte in die
westlichen Marktwirtschaften.
Quelle: Zloch-Christy, 1987; eigene Berechnungen.
verwendet haben (Göbel et al., 1988; Balassa, 1985). Der
marktwirtschaftliche Allokationsmechanismus dieser Länder hat
offensichtlich erfolgreich funktioniert, so erfolgreich sogar,
daß einige Länder, wie Südkorea, inzwischen ihre Schulden zu
tilgen begannen.
In osteuropäischen Ländern hatte man mit einer gegensätzlichen
Entwicklung zu tun. Der Versuch, mit Hilfe importierter Technolo-
gien einen Modernisierungsprozeß in Gang zu setzen, ohne, die
Grundlagen des sozialistischen Wirtschaftssystems zu ändern,
scheiterte (Winiecki, 1988). Hinzu kam, daß die Kredite lediglich
zu einem Drittel zur Finanzierung der Investitionsgüter benutzt
wurden. Nach polnischen und ungarischen Quellen wurden etwa zwei
Drittel der Kredite für die Konsumgüter- und Rohstoffimporte
verwendet (Inotai, 1987; Rydygier, 1985). Es drängt sich die
Vermutung, daß von der jeweiligen Regierung die Kreditaufnahme
nicht als Teil der grundlegenden Reform des Systems, sondern als
Ersatz für diese betrachtet wurden.
Mit dem zurückgehenden Handel zwischen der Bundesrepublik und den
sozialistischen Ländern Osteuropas sank auch die Bedeutung der- 18 -
Ostexporte für die Sicherung der Arbeitsplätze in der Bundesrepu-
blik. Sicherten die Ostexporte 1975 noch etwa 1,5 vH aller
Arbeitsplätze , so verringerte sich ihre Bedeutung 1979 auf
0,9 vH oder 221.000 Arbeitsplätze (Bethkenhagen, Wessels, 1981).
In der sektoralen und regionalen Betrachtung aber war die be-
schäftigungswirksame Bedeutung der Ostexporte immer noch be-
trächtlich, und sie erreichte in solchen Branchen wie Metaller-
zeugung und Maschinenbau Werte von 4,7 vH bzw. 3,8 vH aller
Arbeitsplätze.
Ein weiterer Aspekt der wirtschaftspolitischen Ostorientierung
der Bundespublik Deutschland ist eine schrittweise Liberalisie-
rung der Einfuhren aus den Ostblockstaaten. Noch 1970 unterlagen
beinahe 40 vH der Warenpositionen im gewerblichen Bereich der
mengenmäßigen Einfuhrbeschränkungen (BMWI, 1978). Anfang 1979
waren dagegen, nach Angaben der Bundesregierung Einfuhren von
88,3 vH der Warenpositionen de jure und 4,5 vH de facto liberali-
siert (BMWI, 1979). Lediglich 7,2 vH der Warenpositionen waren
noch von de facto Kontingentierungen betroffen, allerdings
erfolgten gerade in diesem Bereich etwa 20 vH der östlichen
Lieferungen. Interessant sind vielleicht Vergleiche der "ostspe-
zifischen" Positionen auf der Einfuhrbeschränkungsliste: Sie
betrugen 1979 ca. 2 vH der Warenpositionen und betrafen rund 6 vH
der östlichen Exporte. Bis 1982 sank der Anteil der ostspezifi-
schen Kontingentierung auf 1,1 vH (BMWI, 1982).
Die Liberalisierungstendenzen der siebziger Jahre wurden jedoch
durch Ausbau und verstärkten Einsatz zahlreicher nichttarifären
Handelshemmnisse überschattet. Die Zunahme der Protektion in der
Bundesrepublik in den letzten 15 Jahren kann jedoch kaum als
Hauptursache für die mangelnde Präsenz der osteuropäischen
Exporteure auf dem westdeutschen Markt gelten .
Die nichttarifären Handelshemmnisse konzentrieren sich vor
allem auf die Branchen Kohlebergbau, Eisen und Stahl, Textil
und Bekleidung wobei nur die Stahlbranche als "Neuzugang" der
siebziger Jahre betrachtet werden kann. Unter Berücksichtigung
der Subventionen und der Zolltarife erweitert sich diese Liste
um einige Positionen, von denen allerdings nur einige wie
Landwirtschaft, Lebensmittel, Tabak und Schiffbau für die
RGW-Länder von Bedeutung wären (Weiss et al., 3 988).- 19 -
Denn es gibt genug Argumente, die dafür sprechen, daß die osteu-
ropäischen Länder nicht entscheidend stärker vom wachsenden
Protektionismus in der Bundesrepublik (und in Europa) getroffen
wurden als etwa die Schwellenländer. Trotzdem konnte, wie bereits
gezeigt, nicht mal das Land, das eine Präferenzbehandlung genießt
und sich de facto in einer Freihandelszone mit der Bundesrepublik
befindet, nämlich die DDR (Nehring, 1978), seine Stellung auf dem
westdeutschen Markt ausbauen.
Die Mißerfolge der sozialistischen Exporteure gehen also auf
systemimmanente Ursachen zurück, von denen an dieser Stelle zwei
hervorzuheben sind. Erstens ist die Unfähigkeit des sozialist-
ischen Wirtschaftssystem zu nennen, eine erfolgreiche Anpassung
an die externen Störungen, wie z.B. die ölpreisschocks der
siebziger Jahre zu vollziehen {Kostrzewa, 1988a).Diese Unfähig-
keit des Systems wurde durch die Eigenschaften des Preisfest-
setzungsverfahren im Intra-RGW-Handel verstärkt. Sie bewirkten
nämlich eine langsame , um Jahre verzögerte Anpassung auf die
steigenden Energiepreise und damit eine (gewollte) Abkoppelung
von der Entwicklung auf dem Weltmarkt.
Eine ungewollte und in ihrer Auswirkung verhängnisvolle Folge
war, daß die sozialistische Länder Ende der siebziger Jahre immer
noch mit der Pre-Schock-Technologie auf den Weltmärkten präsent
waren, während alle übrigen Anbieter (auch Entwicklungsländer)
gezwungenermasse neue, den veränderten relativen Preisen der
Energieträger angepasste Technologien implementierten. Es kam zum
verstärkten Wettbewerb auf den Märkten der westlichen Markt-
wirtschaften, wobei im Unterschied zu den früheren Jahren offen-
sichtlich die Entwicklungs- und Schwellenländer zu den Haupt-
gewinner zählten (Poznanski, 1986). Diese Entwicklung sollte
übrigens bis in die achtziger Jahre fortdauern (Donges,1988;
Kostrzewa.-1988a) .
Zweitens, eine ' sogenannte Imitationsbarriere (Winiecki, 1988)
machte die Versuche der sozialistischen Länder zunichte, sich mit- 20 -
Hilfe der Technologieimporte auf den westlichen Exportmärkten zu
etablieren .
Diese vielleicht etwas vom eigentlichen Thema ablenkende Darstel-
lung der Probleme der Wettbewerbsfähigkeit osteuropäischer
Anbieter ist verständlich, wenn man die Finanzierungsmodalitäten
im Ost-West-Handel bedenkt. In einem System der Devisenbewirt-
schaftug und Devisenmangel beeinträchtigen sinkende Exporteinnah?-
men der RGW-Länder unmittelbar auch die Lieferungen westdeutscher
Unternehmen in diese Länder. Eine besondere Bedeutung gewinnt
dieser Zusammenhang dann, wenn die Neukreditaufnahme auf . den
internationalen Weltmärkten nur zu erschwerten Bedingungen oder
sogar gar nicht möglich ist, wie es Anfang der achtziger Jahre
der Fall war.
Das Jahr 1982 brachte das endgültige Aus für die osteuropäische
Expansionsträume deutscher Exportwirtschaft. Die Bedeutung der
Ostexporte sank zum ersten Mal unter das Neveau des Ausgangs jähe-
res 1970. Die Möglichkeit eines kreditfinanzierten Exportbooms
schien angesichts der im Vergleich zu 1970 beinahe zwanzigfache
Verschuldung der RGW-Länder und der ersten Anzeichen der interna-
tionalen Schuldenkrise ganz und gar unrealistisch. Politische
Impulse für die wirtschaftliche Zusammenarbeit waren in Anbe-
tracht der lähmenden "Sowjetsklerose" der späten Breschnew-Ära
nicht zu erwarten.
3. Der Einbruch 1983-1988
Als 1981 auf beiden Seiten der Elbe die Maßnahmen des Krisenmana-
gement eingeleitet wurden, konnten sich nur sehr pessimistische
Unter Imitationsbarriere ist (stark vereinfacht) folgendes zu
verstehen: Ein Wirtschaftssystem, das perverse, innovations-
feindliche Anreize liefert, ist nicht imstande.. imitationsfor-
dern zu wirken. Immitationsfähigkeit ist jedoch conditio sine
qua non eines kreditfinanzierten Technologietransfers, da die
Kreditrückzahlung durch Exporte der imitierten, standarisierten
Güter erfolgen soll. Sie stellt letztlich auch die Grundlage
eines erfolgreichen Aufholprozesses dar, wie das Beispiel der
ostasiatischen Länder lehrt.- 21 -
Beobachter eine weitere Entwicklung im deutschen Osthandel
vorstellen, die der tatsächlichen entsprach. Das gleiche galt
auch der allgemeinen Entwicklung des Ost-West-Handels. Betrachtet
man die entsprechenden Daten aus den Tabellen AI und A2, so
konnten die Jahresergebnisse 1983 und (zumindest auf der Export-
seite) 1984 noch Anlaß zur Hoffnung geben, daß eine Stabilisie-
rung auf dem Anfang der achtziger Jahre erreichten Niveau möglich
wird. Diese Erwartungen wurden nicht bestätigt. Bereits 1985 war
die Bedeutung des Ost-West-Handels geringer als im Jahre 1965, um
bis 1988 noch stärker abzunehmen. Die sozialistischen Länder
Osteuropas vereinigten auf sich 1988 lediglich 2,2 vH der gesam-
ten westlichen Exporte (weniger als die Hälfte des Höchststandes
von 1975) und trugen mit 2,1 vH zu den westlichen Einfuhren bei.
Der rückläufige Trend erfaßte dabei alle Länder, auch die DDR
(sogar überproportional). Der Anteil der DDR an OECD-Importen
sank zwischen 1965 und 1988 um ca. 36 vH und ihr Anteil an
westlichen Exporten sogar um fast die Hälfte.
Der Einbruch im Ost-West-Handel traf auch den deutschen Osthan-
del. Die Ausfuhren der Bundesrepublik in die europäischen RGW-
Staaten sanken zwischen 1983 und 1988 von 26,7 Mrd. DM auf knapp
über 25 Mrd. DM (Tabelle 8). Ihr Anteil an den gesamten Exporten
bundesdeutscher Unternehmen verringerte sich im gleichen Zeitraum
von 6,1 vH auf 4,5 vH.
Der stärkste Exporteinbruch (gemessen an relativer Bedeutung)
hatten die im Handel mit der Sowjetunion tätigen Exporteure zu
verzeichnen. Etwas langsamer, obwohl insgesamt ebenfalls nach
unten gerichtet, ging die Bedeutung der Exporte in die kleineren
RGW-Staaten zurück. Differenzierter ist das Bild der westdeut-
schen Einfuhren aus den sozialistischen Ländern. Auf der einen
Seite wären die RGW(6)-Staaten zu nennen, die weiterhin im Trend
der letzten 15 Jahre lagen und einen leichten Verlust ihrer
Marktanteile hinnehmen mußten (Tabelle 9).
Die Sowjetunion hingegen erlebte einen, dramatischen Rückgang
ihrer Marktanteile, die sich zwischen 1984-1988 mehr als halbier-- 22 -

















































Quelle: Statistisches Bundesamt a, b, c; eigene Berechnungen.
ten. Diese Entwicklung geht zum großen Teil auf die Veränderungen
der Erdölpreise auf dem Weltmarkt zurück, die sich seit Anfang
1986 stark abschwächten.
Das Unvermögen der sozialistischen Länder, ihre Ausfuhren ent-
scheidend zu erhöhen, hatte auch in den achtziger Jahren einen
unmittelbaren Einfluß auf die Größe der westdeutschen Ostexporte.
Wie bereits seit Ende der siebziger Jahre, so auch in den achtzi-
ger Jahren waren die meisten RGW-Staaten darum bemüht, den
Anstieg ihrer Auslandsverschuldung zu begrenzen. Der Preis dafür
waren sinkende Investitionen, Konservierung der alten, verkruste-
ten Wirtschaftsstrukturen, die immer größer werdende technologi-
sche Lücke zwischen Ost und West und in der Konsequenz weiter
sinkende internationale Wettbewerbsfähigkeit der osteuropäischen
Exporteure. Da es gleichzeitig an konsequent implementierten
radikalen Reformmaßnahmen in den einzelnen RGW-Staaten fehlte und- 23 -


















































Quelle: Statistisches Bundesamt a, b, c; eigene Berechnungen.
die partielle Veränderung des Systems nach dem "weder Plan noch
Markf'-Muster keine deutliche Verbesserung der Effizienz brachte,
konnte die weitere Erhöhung der Auslandsverschuldung nicht
vermieden werden. Die Nettoverschuldung der RGW(7)-Staaten im
Westen überstieg bereits 1987 die Grenze von 100 Mrd. US-$ und
zeichnet sich durch weiteres Ansteigen aus (Tabelle A4). Die
Schuldendienstquote der sozialistischen Länder blieb weiterhin
auf einem hohen Niveau (OECD,a).
Eine ähnliche Entwicklung verzeichneten in den letzten fünf
Jahren die westdeutschen Kreditinstitute (Tabelle 10). Die
Bruttoverschuldung der europäischen RGW-Staaten bei bundesdeut-
Die Zunahme der Verschuldung seit 1984 um beinahe 60 vH ist
sowohl auf die verzerrenden Währungseffekte (Verfall des Kurses
des US-Dollars) als auch auf die reale Erhöhung der Auslands-
verschuldung zurückzuführen.- 24 -

































































Inländische Kreditinstitute (IKI) und ihre Auslandstöchter und
-filialen. - Nur inländische Kreditinstitute. - Juni 1988.
Quelle: Deutsche Bundesbank, b; eigene Berechnungen.
sehen Banken (inkl. Auslandstöchter und -filialen) ist zwar im
Zeitraum 1984-1988 nur sehr leicht angestiegen von 24,6 auf
25,2 Mrd. DM. Im gleichen Zeitraum jedoch haben alle RGW-Staaten
ihre Guthaben bei den westdeutschen Kreditinstituten abgebaut, so
daß sich ihre Nettoverschuldung stark erhöht hat. Augenfällig ist
besonders die wachsende Nettoverschuldung der Sowjetunion, die in
den Jahren 1984-1988 um 27 vH zunahm.
Angesichts der dargestellten Außenhandelsindikatoren muß die
Beurteilung der Entwicklung des Ost-West-Handels, vorgenommen
Anfang des Jahres 1989 insgesamt kritisch ausfallen. Den sozial-
istischen Ländern Osteuropas ist es nicht gelungen, ihre Export-
fähigkeit auf dem schon niedrigen Niveau der Jahre 1981/1982 zu- 25 -
halten. Dies wirkte sich unmittelbar auf die deutschen Exporte in
den RGW-Raum, deren Anteil an den Gesamtexporten ebenfalls stark
zurückgegangen ist. Der Exportrückgang würde noch stärker aus-
fallen, wenn einige RGW-Staaten, allen voran die Sowjetunion,
nicht ihre Devisenguthaben bei bundesdeutschen Banken abgebaut
und neue Anleihen aufgenommen hätten.
IV. Schlußfolgerungen und Ausblick
Die Hoffnungen, die auf exzellente Außenhandelsergebnisse der
ersten Hälfte der siebziger Jahre beruhten und in der Ostorien-
tierung der deutschen Wirtschaft ein Stabilisierungsfaktor sahen,
wurden arg enttäuscht. In einer ex post Betrachtung ist jedoch
die "kurze Blüte" des Osthandels nicht unerwartet, mehr noch, die
"Blüte" selbst war eigentlich nur durch eine Reihe von günstigen
Umständen zustande gekommen. Zu den wichtigsten dieser Umstände
gehörten:
- Im Jahrzehnt 1966-1.975 fand das statt, was Brus (1986) als die
"zweite Welle" der Wirtschaftsreformen in Osteuropa betrachtet.
Zwei Merkmale dieser "zweiten Welle" sind dabei besonders
hervorzuheben. Eines dieser Merkmale war die enge Koppelung der
binnen- und außenwirtschaftliche Aktivitäten, die mit einer
Reorganisation des Außenhandelssektors einherging. Als zweites
Merkmal ist die Tatsache zu werten, daß gegen Ende dieser
Zeitperiode die Reformversuche überall an Schwung verloren
haben und spätestens 1974/75 (Entlassung von Rezso Nyers in
Ungarn, Beendigung des WOG-Experiments in Polen) abgebrochen
wurden.
- Angesichts einer sehr zurückhaltenden Verschuldungspolitik in
den sechziger Jahren und der aufgrund der Überliquidität der
internationalen Finanzmärkte zeitweilig herrschenden negativen
Realverzinsung bereitete die Westverschuldung der sozialisti-
schen Länder lange Zeit keine Sorgen.
- Einen wichtigen Beitrag hat die Normalisierung der politischen-• 26 -
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den
RGW-Staaten Anfang der siebziger Jahre gespielt. Sie ist jedoch
nicht als eigenständiger Faktor zu werten, ihre Wirkung konnte
sich nur in Verbindunge mit den oben genannten Faktoren entfal-
ten.
Als Mitte der siebziger Jahre der erste Faktor - Wirtschaftsre-
formen - seine Wirkung verlor, begann die Stagnations- und
Rückgangsphase im Osthandel der Bundesrepublik. Als die interna-
tionalen Finanzmärkte ihre Einschätzung der Geschäftsrisiken im
Ostgeschäft 1980/81 einer Revision unterzogen, und die Anzeichen
einer allgemeinen Wirtschaftskrise des Ostblocks (Kosta, Levcik,
1985) sichtbar wurden, erlitt der Osthandel der Bundesrepublik
einen weiteren Rückschlag. Seine Bedeutung sank weiter, um 1988
den niedrigsten Stand seit über 20 Jahren zu erreichen.
Der Niedergang des bundesdeutschen (und westlichen) Osthandels
wurde jedoch seit 1985 durch neuartige Entwicklungen in Osteuropa
begleitet, die die zukünftigen Perspektiven der Ost-West-Zusam-
menarbeit sicher stark beeinflußen werden. Mit dem Machtantritt
Michail Gorbatschows ist die Wirtschaftspolitik zumindest in
einigen RGW-Staaten in Bewegung geraten. Perestrojka wurde
geboren, und mit ihr sowohl immer kritischere Auseinanderset-
zungen mit der sowjetischen Wirtschaftspolitik der Breschnew-Ära
als auch die Suche nach neuen Entwicklungsstrategien für die
achtziger und neunziger Jahre. Nach Meinung der wichtigsten
Berater Gorbatschows soll solche neue Strategie eine Öffnung der
sowjetischen Wirtschaft als integralen Teil der sowjetischen
Wirtschaftsreformen enthalten (Aganbegian, 1988; Spandarian,
Schmelev, 1988). Eine wichtige Bedeutung fällt dabei den "neuen"
Formen der Zusammenarbeit - den Joint ventures - zu.
Diese Gemeinschaftsunternehmen sind bis heute noch eher im
Bereich der wirtschaftspolitischen Willensbekundungen anzusiedeln
und ihre wirtschaftliche Bedeutung ist recht gering. Trotzdem
scheint das Interesse an dieser Form der ökonomischen Zusammenar-
beit durchaus vorhanden zu sein, und zwar gerade bei den west-
deutschen Unternehmen. Diese haben von allen westlichen Partnern- 27 -
den weitaus größten Anteil sowohl an Kooperations- als auch an
echten Joint-Venture-Projekten (ECE, 1988a). Das gilt nicht nur
für die Sowjetunion, sondern auch für zwei weitere RGW-Länder,
die im Bereich der ausländischen Beteiligungen und Direktinvesti-
tionen ihre Grenzen am weitesten geöffnet haben: Ungarn und
Polen . Der Vorsprung der deutschen Unternehmen kann jedoch
schnell schmelzen, da die zwei letztgenannten Länder zunehmend
attraktiver für die Unternehmen aus anderen Ländern werden, die
auch bereit sind, die traditionellen Kooperationsbereiche zu
verlassen und nach neuen lukrativen Anlagemöglichkeiten zu
suchen .
Ein weiterer Faktor, der, neben der joint-ventures-Unternehmen,
die Zukunft des deutschen Osthandels günstiger gestalten könnte,
ist die veränderte sowjetische Verschuldungspolitik. Angesichts
einer schlechten und sich weiterhin verschlechternden Versorgung
der Bevölkerung mit den Konsumgütern mehren sich in der Sowjet-
union die Stimmen für eine verstärkte, kreditfinanzierte Einfuhr
dieser Güter aus dem Ausland (z.B. Schmelev, 1988) . Die west-
lichen, darunter auch die bundesdeutschen Banken, sind bereit,
diesen Kreditwünschen zu entsprechen, was wohl mit der Ein-
schätzung der UdSSR als "hochinteressanten Markt für die bundes-
deutsche Wirtschaft" (Süddeutsche Zeitung, 1988) begründet wird.
Verläßliche Daten über die gegenwärtige Zahl der registrierten
Joint-Venture-Unternehmen fehlen, da die Angaben für das Jahr
1988 noch nicht veröffentlicht wurden. Vergleicht man die
Informatioenn aus verschiedenen Quellen, so bekommt man folgen-
des Bild: Ende 1988 gab es in der UdSSR ca. 130, in Ungarn ca.
200 und in Polen ca. 50 Joint-Venture-Unternehmen. Darüber
hinaus waren in Polen ca. 700 sog. Auslandsfirmen (Kleinunter-
nehmen in ausländischem Besitz) tätig. Vgl. Meier (1988),
Gwiazda (1988), Weglewski (1988).
2
Aus Ungarn wird von der bis dahin größten ausländischen Inve-
stition der südkoreanischen Unternehmen (NfA, 1988) berichtet,
Polen wurde von einer amerikanischen Unternehmensgruppe Inve-
stitionen im Telekpmmunikationsbereich im Wert von über 2 Mrd.
US-$ vorgeschlagen (Markiewicz, .1988) .
Darin wird nicht weniger als Beitrag zur Rettung der Perestroj-
ka gesehen, der sonst angesichts der Versorgungsengpässe zu
scheitern droht. Nach der Mißernte 1988 dürften solche Stimmen
an Bedeutung gewinnen.- 28 -
Dies könnte sich jedoch als Bärendienst für die Perestrojka
erweisen, die an der Zweischneidigkeit einer kreditfinanzierten
Modernisierung des schwerfälligen, ineffizienten und immer noch
nicht reformierten Wirtschaftssystems scheitern könnte. Die
Lehren aus den siebziger Jahren und besonders die polnischen und
ungarischen Erfahrungen sollen hier eine Warnung sein.
Möchte man zum Schluß dieser Ausführungen eine Zukunftsprognose
wagen, so wären die besten Chancen für die deutsche Exportwirt-
schaft derzeit in Ungarn und Polen auszumachen. Für Außenhandels-
beziehungen der Bundesrepublik Deutschland mit Polen war 1988 das
beste Jahr seit 1980. Der Wert sowohl polnischer als auch deut-
scher Exporte nahm jeweils um etwa 20 vH zu. Man kann sich dem
Eindruck nicht verschließen, daß es sich dabei um die ersten
Erfolge der im Laufe des Jahres 1987 eingeleiteten Liberalisie-
rung des Außenwirtschaftsverkehrs Polens handelt . Wenn es so
ist, so würde die angekündigte Liberalisierung des Devisen- und
Außenhandelsrechts im Laufe des Jahres 1989 weitere Impulse für
den deutsch-polnischen Handel liefern.
Auch die Liberalisierungsmaßnahmen im ungarischen Außenwirt-
schaftssektor und der erklärte politische Reformwille in diesem
Land scheinen eine günstige Entwicklung vorauszusagen. Hinzu
kommt der Vorsprung Ungarns in der Etablierung von Joint-Ven-
tures-Unternehmen, dessen Bedeutung erst in den kommenden Jahren
richtig sichtbar wird.
Die Wirtschaftslage anderer Länder (iricl. der Sowjetunion),
verheißt mittelfristig eher schwierige Zeiten für die bundesdeut-
schen Exporteure, obwohl einige kurzfristige Sonderbewegungen,
allem voran im Handel mit der Sowjetunion, durchaus möglich
wären.
Von diesen sind allen voran drei zu nennen: eine "aktive"
Wechselkurspolitik, die Einführung der Devisenauktionen und die
Schaffung der Möglichkeit für einzelne Betriebe, einen Teil
ihrer Exporterlöse auf eigenen Devisenkonten zu behalten
(Kostrzewa 1988b).- 29 -
Tabelle AI -Anteile der RGW-Staaten an den Gesamtexporten der








































































































Ohne innerdeutschen Handel. Geschätzt.
Quelle: OECD b,c; eigene Berechnungen.- 30 -
Tabelle A2 - Anteile der RGW-Staaten an den Gesamtimporten der
OECD-Länder 1965-1987 in vH
RGW(6) UdSSR RGW(7)
darunter DDR





















Ohne innerdeutschen Handel Geschätzt










































































23,9 22,1 27,1 24,2 27,0 27,4
4,5 2,7 5,9 3,4 5,4 4,0
8,8 10,3 8,5 13,2 10,8 13,4
67,4 65,7 64,4 62,6 62,2 59,2
30,0 32,6 24,8 30,2
7,3 6,0 5,8 5,4
13,6 15U 16,7 14,0









25,9 24,5 29,1 27,7 37,1 37,2
4,9 2,9 5,1 3,6 7,9 6,6
8,1 10,3 6,7 9,8 7,1 10,9
66,0 65,2 64,2 62,5 55,8 51,9
31.4 35,1 22,1 31,3
6,8 5,9 6,0 4,8
12,9 13,5 11,8 13,4
55.5 51,3 62,9 54,1
Quelle: UN; eigene Berechnungen.- 32 -
Tabelle A4 - Nettoverschuldung europäischer RGW-Staaten in






























































































Die Daten für Bulgarien, die DDR, die Sowjetunion und die
Tschechoslowakei beziehen sich lediglich auf die Verschuldung
gegenüber westlichen Ländern. Etwaige Verbindlichkeiten gegenüber
Entwicklungs- oder anderen RGW-Ländern wurden nicht berücksich-
tigt.
Quelle: ECE, 1988b; eigene Berechnungen.- 33 -
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